
BESCHLÜSSE 

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 21. August 2012 

gemäß der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Angemessenheit des Datenschutzniveaus in der Republik Östlich des Uruguay im Hinblick auf 

die automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2012) 5704) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/484/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten und zum freien Datenverkehr ( 1 ), insbesondere auf Arti­
kel 25 Absatz 6, 

nach Stellungnahme des Europäischen Datenschutzbeauftrag­
ten ( 2 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß der Richtlinie 95/46/EG haben die Mitgliedstaaten 
vorzusehen, dass die Übermittlung personenbezogener 
Daten in ein Drittland nur zulässig ist, wenn dieses Dritt­
land ein angemessenes Schutzniveau gewährleistet und 
die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften zur Umsetzung 
anderer Bestimmungen der Richtlinie beachtet werden. 

(2) Die Kommission kann feststellen, dass ein Drittland ein 
angemessenes Datenschutzniveau gewährleistet. In die­
sem Fall können personenbezogene Daten aus den Mit­
gliedstaaten übermittelt werden, ohne dass zusätzliche 
Garantien erforderlich sind. 

(3) Gemäß der Richtlinie 95/46/EG sind bei der Beurteilung 
des Datenschutzniveaus alle Umstände zu berücksichti­
gen, die bei einer Datenübermittlung oder einer Reihe 
von Datenübermittlungen eine Rolle spielen, insbeson­
dere die für die Datenübermittlung relevanten, in Arti­
kel 25 der Richtlinie aufgeführten Aspekte. 

(4) Wegen der unterschiedlichen Handhabung des Daten­
schutzes in Drittländern sollte die Beurteilung der An­
gemessenheit des Schutzniveaus sowie jeder Beschluss 
gemäß Artikel 25 Absatz 6 der Richtlinie 95/46/EG 
und dessen Durchführung in einer Weise erfolgen, die 
gegenüber Drittländern bzw. unter Drittländern, in denen 
gleiche Bedingungen vorherrschen, keine willkürliche 

oder ungerechtfertigte Diskriminierung bewirkt und unter 
Berücksichtigung der bestehenden internationalen Ver­
pflichtungen der Europäischen Union kein verstecktes 
Handelshemmnis darstellt. 

(5) In der im Jahr 1967 verabschiedeten politischen Verfas­
sung der Republik Östlich des Uruguay sind das Recht 
auf Privatsphäre und das Recht auf den Schutz personen­
bezogener Daten nicht ausdrücklich verankert. Allerdings 
stellt der Katalog der Grundrechte keine erschöpfende 
Liste dar, da gemäß Artikel 72 der Verfassung neben 
den in der Verfassung aufgeführten Rechten, Pflichten 
und Garantien weitere zum Tragen kommen können, 
die mit der menschlichen Persönlichkeit verbunden sind 
oder sich aus der republikanischen Staatsform ergeben. 
Artikel 1 des Gesetzes Nr. 18.331 über den Schutz per­
sonenbezogener Daten und den „Habeas-data“-Rechts­
behelf (LPDP) (Ley N o 18.331 de Protección de Datos 
Personales y de Acción de „Habeas Data“) vom 11. August 
2008 sieht ausdrücklich vor, dass „der Mensch ein Recht 
auf den Schutz personenbezogener Daten hat und dem­
nach dieses Recht in Artikel 72 der Verfassung der Re­
publik enthalten ist“. In Artikel 332 der Verfassung heißt 
es, dass die Bestimmungen dieser Verfassung, in denen 
die Rechte natürlicher Personen anerkannt werden, sowie 
die Bestimmungen, nach denen öffentlichen Behörden 
Rechte zuerkannt und Pflichten auferlegt werden, auch 
ohne einschlägige Durchführungsverordnungen zur An­
wendung kommen sollten. In diesem Fall werden Grund­
sätze, die sich aus ähnlichen Gesetzen ergeben, sowie die 
allgemeinen Rechtsgrundsätze und die allgemein an­
erkannte Rechtsdogmatik herangezogen. 

(6) Die Rechtsnormen zum Schutz personenbezogener Da­
ten in der Republik Östlich des Uruguay stützen sich 
weitgehend auf die in der Richtlinie 95/46/EG vorgege­
benen Normen und sind im Gesetz Nr. 18.331 über den 
Schutz personenbezogener Daten und den „Habeas-data“- 
Rechtsbehelf (LPDP) (Ley N o 18.331 de Protección de 
Datos Personales y de Acción de „Habeas Data“) vom 
11. August 2008 niedergelegt. Sie gelten für natürliche 
und juristische Personen. 

(7) In Ergänzung dieses Gesetzes wurde am 31. August 
2009 die Verordnung Nr. 414/009 erlassen, um verschie­
dene Aspekte des Gesetzes zu erläutern und ausführliche
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Vorschriften zu der Organisation, den Befugnissen und 
der Arbeitsweise der Datenschutzaufsichtsbehörde nieder­
zulegen. In der Präambel dieser Verordnung heißt es, dass 
es angebracht ist, das nationale Rechtssystem auf diesem 
Gebiet an das vergleichbare Rechtssystem anzupassen, 
das von den meisten Ländern anerkannt wird, im We­
sentlichen an das System, das die europäischen Länder 
mit der Richtlinie 95/46/EG eingeführt haben. 

(8) Datenschutzbestimmungen finden sich überdies in einer 
Reihe besonderer Gesetze zur Einrichtung und Regulie­
rung von Datenbanken, durch die insbesondere be­
stimmte öffentliche Register geregelt werden (amtliche 
Beurkundungen, gewerbliches Eigentum und Marken, 
persönliche Urkunden, Immobilien, Bergbau, Kreditaus­
künfte usw.). Gemäß Artikel 332 der Verfassung findet 
zusätzlich das Gesetz Nr. 18.331 Anwendung auf die 
Fragen, die nicht durch diese besonderen Gesetze geregelt 
sind. 

(9) Die in der Republik Östlich des Uruguay für den Daten­
schutz geltenden Rechtsnormen enthalten sämtliche 
Grundsätze, deren Einhaltung für einen angemessenen 
Schutz natürlicher Personen erforderlich ist; außerdem 
sehen sie zur Wahrung wichtiger öffentlicher Interessen 
Ausnahmen und Einschränkungen vor. Diese für den 
Datenschutz geltenden Rechtsnormen sowie die Ausnah­
men tragen den in der Richtlinie 95/46/EG niedergeleg­
ten Grundsätzen Rechnung. 

(10) Die Anwendung der Datenschutznormen wird gewähr­
leistet mittels administrativer und gerichtlicher Rechts­
behelfe — insbesondere durch den „Habeas-data“-Rechts­
behelf, durch den eine betroffene Person den für die Ver­
arbeitung Verantwortlichen vor Gericht bringen kann, 
um ihr Recht auf Zugang, Berichtigung und Löschung 
einzuklagen — sowie einer unabhängigen Aufsicht durch 
die Stelle für die Regulierung und Kontrolle personenbe­
zogener Daten (Unidad Reguladora y de Control de Da­
tos Personales (URCDP)), die gemäß Artikel 28 der Richt­
linie 95/46/EG mit Untersuchungs-, Eingriffs- und Sank­
tionskompetenzen ausgestattet ist und in völliger Un­
abhängigkeit handelt. Zudem kann jede betroffene Partei 
zur Wiedergutmachung von Schäden, die ihr infolge ei­
ner gesetzeswidrigen Verarbeitung ihrer personenbezoge­
nen Daten entstanden sind, einen gerichtlichen Rechts­
behelf einlegen. 

(11) Die uruguayische Datenschutzbehörde hat Erläuterungen 
und Garantien zur Auslegung des uruguayischen Rechts 
abgegeben und darüber hinaus zugesichert, dass die uru­
guayischen Datenschutzvorschriften gemäß dieser Aus­
legung umgesetzt werden. Insbesondere hat die uru­
guayische Datenschutzbehörde erklärt, dass gemäß Arti­
kel 332 der Verfassung das Gesetz Nr. 18.331 zusätzlich 
zu besonderen Gesetzen zur Einrichtung und Regulierung 
spezifischer Datenbanken auf die in diesen Gesetzen 
nicht geregelten Fragen Anwendung findet. Die Behörden 
haben auch dargelegt, dass in Bezug auf die in Artikel 9 
Buchstabe C des Gesetzes Nr. 18.331 genannten Ver­
zeichnisse, die nicht der Zustimmung des Betroffenen 
zur Verarbeitung bedürfen, das Gesetz — insbesondere 

die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und Zweck­
gebundenheit — auch auf die Rechte der Betroffenen 
Anwendung findet und die Einhaltung dieser Rechte 
von der Datenschutzbehörde überwacht wird. Im Hin­
blick auf den Grundsatz der Transparenz hat die uru­
guayische Datenschutzbehörde mitgeteilt, dass die Ver­
pflichtung, Betroffenen die erforderlichen Informationen 
bereitzustellen, in allen Fällen gilt. In Bezug auf das Zu­
gangsrecht hat die Behörde klargestellt, dass es genügt, 
wenn der Betroffene bei der Antragstellung seine Identität 
nachweist. Zudem hat sie erläutert, dass die in Artikel 23 
Absatz 1 des Gesetzes Nr. 18.331 niedergelegten Aus­
nahmen zum Grundsatz der Übermittlung von Daten in 
ein Drittland nicht so auszulegen sind, dass sie einen 
breiteren Anwendungsbereich als Artikel 26 Absatz 1 
der Richtlinie 95/46/EG haben. 

(12) Der vorliegende Beschluss trägt diesen Erläuterungen und 
Zusicherungen Rechnung und stützt sich darauf. 

(13) Die Republik Östlich des Uruguay ist auch Vertragspartei 
der Amerikanischen Menschenrechtskonvention (AMRK) 
vom 22. November 1969, die am 18. Juli 1978 in Kraft 
getreten ist ( 1 ). In Artikel 11 dieser Konvention ist das 
Recht auf Privatsphäre niedergelegt, während laut Arti­
kel 30 Einschränkungen, die nach Maßgabe dieser Kon­
vention für die Geltendmachung oder Ausübung der von 
der Konvention anerkannten Rechte oder Freiheiten fest­
gelegt werden können, nur im Einklang mit aus Gründen 
des allgemeinen Interesses verabschiedeten Gesetzen und 
nur im Einklang mit dem Zweck der Einschränkungen 
Anwendung finden. Außerdem hat die Republik Östlich 
des Uruguay die Gerichtsbarkeit des Interamerikanischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte akzeptiert. Darüber hi­
naus haben die Ministerstellvertreter im Europarat auf 
ihrer 1118. Sitzung vom 6. Juli 2011 die Republik Öst­
lich des Uruguay aufgefordert, dem Übereinkommen zum 
Schutz des Menschen bei der automatischen Verarbeitung 
personenbezogener Daten (ETS Nr. 108) und dessen Zu­
satzprotokoll (ETS Nr. 118) nach einer befürwortenden 
Stellungnahme des betreffenden Beratenden Ausschusses 
beizutreten ( 2 ). 

(14) Daher ist die Republik Östlich des Uruguay als Land 
anzusehen, das ein angemessenes Schutzniveau für per­
sonenbezogene Daten gemäß der Richtlinie 95/46/EG 
bietet. 

(15) Dieser Beschluss sollte die Angemessenheit des Schutzes, 
den die Republik Östlich des Uruguay im Hinblick auf 
die Anforderungen des Artikels 25 Absatz 1 der Richt­
linie 95/46/EG gewährleistet, betreffen. Andere Bedingun­
gen oder Einschränkungen zur Umsetzung sonstiger
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Bestimmungen der Richtlinie hinsichtlich der Verarbei­
tung personenbezogener Daten in den Mitgliedstaaten 
sollten davon unberührt bleiben. 

(16) Im Interesse der Transparenz und um sicherzustellen, 
dass die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten in 
der Lage sind, den Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten zu gewährleisten, 
sind — unbeschadet der Feststellung eines angemessenen 
Schutzniveaus — die besonderen Umstände zu nennen, 
unter denen die Aussetzung bestimmter Datenströme ge­
rechtfertigt ist. 

(17) Die Kommission sollte die Durchführung dieses Beschlus­
ses überwachen und den nach Artikel 31 der Richtlinie 
95/46/EG eingesetzten Ausschuss über relevante Erkennt­
nisse unterrichten. Die Überwachung sollte sich unter 
anderem auf Regelungen der Republik Östlich des Uru­
guay erstrecken, die auf Übermittlungen im Rahmen in­
ternationaler Verträge anwendbar sind. 

(18) Die Gruppe für den Schutz von Personen bei der Ver­
arbeitung personenbezogener Daten, die durch Artikel 29 
der Richtlinie 95/46/EG eingesetzt wurde, hat eine befür­
wortende Stellungnahme zur Angemessenheit des Schut­
zes personenbezogener Daten abgegeben; diese Stellung­
nahme wurde bei der Ausarbeitung des vorliegenden Be­
schlusses berücksichtigt ( 1 ). 

(19) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des durch Artikel 31 Absatz 
1 der Richtlinie 95/46/EG eingesetzten Ausschusses — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Für die Zwecke von Artikel 25 Absatz 2 der Richtlinie 
95/46/EG wird die Republik Östlich des Uruguay als Land an­
gesehen, das ein angemessenes Schutzniveau bei der Übermitt­
lung personenbezogener Daten aus der Europäischen Union 
bietet. 

(2) Die zuständige Behörde, die in der Republik Östlich des 
Uruguay die Anwendung der uruguayischen Datenschutzbestim­
mungen überwacht, ist im Anhang dieses Beschlusses genannt. 

Artikel 2 

(1) Unbeschadet ihrer Befugnis, Maßnahmen zum Zwecke 
der Einhaltung einzelstaatlicher Vorschriften zu ergreifen, denen 
andere Bestimmungen als die des Artikels 25 der Richtlinie 
95/46/EG zugrunde liegen, können die zuständigen Behörden 
in den Mitgliedstaaten von ihrem Recht Gebrauch machen, zum 
Schutz von Privatpersonen bei der Verarbeitung von deren per­
sonenbezogenen Daten die Datenübermittlung an einen Emp­
fänger in der Republik Östlich des Uruguay auszusetzen, wenn 

a) eine zuständige uruguayische Behörde feststellt, dass der Da­
tenempfänger die geltenden Datenschutzvorschriften nicht 
einhält, oder 

b) eine hohe Wahrscheinlichkeit besteht, dass die Datenschutz­
vorschriften verletzt werden, Grund zur Annahme besteht, 
dass die zuständige uruguayische Behörde nicht rechtzeitig 
angemessene Maßnahmen ergreift, um das Problem zu lösen, 
die Fortsetzung der Datenübermittlung den betroffenen Per­
sonen einen unmittelbar bevorstehenden schweren Schaden 
zuzufügen droht und die zuständigen Behörden in den Mit­
gliedstaaten sich unter den gegebenen Umständen in an­
gemessener Weise bemüht haben, die für die Datenverarbei­
tung verantwortliche Stelle in der Republik Östlich des Uru­
guay zu benachrichtigen, und ihr Gelegenheit zur Stellung­
nahme gegeben haben. 

(2) Die Aussetzung ist zu beenden, sobald der Datenschutz 
sichergestellt ist und dies den zuständigen Behörden der betref­
fenden Mitgliedstaaten mitgeteilt wird. 

Artikel 3 

(1) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission unver­
züglich, wenn Maßnahmen gemäß Artikel 2 ergriffen werden. 

(2) Die Mitgliedstaaten und die Kommission benachrichtigen 
einander auch über Fälle, bei denen die Maßnahmen der ver­
antwortlichen Stellen in der Republik Östlich des Uruguay nicht 
ausreichen, um die Einhaltung der Datenschutzvorschriften zu 
gewährleisten. 

(3) Ergeben die nach Artikel 2 sowie nach den Absätzen 1 
und 2 dieses Artikels gewonnenen Erkenntnisse, dass eine für 
die Einhaltung der Vorschriften in der Republik Östlich des 
Uruguay verantwortliche Stelle ihre Aufgabe nicht vollständig 
erfüllt, so benachrichtigt die Kommission die zuständige uru­
guayische Behörde und schlägt erforderlichenfalls Maßnahmen 
gemäß dem in Artikel 31 Absatz 2 der Richtlinie 95/46/EG 
genannten Verfahren vor, um eine Aufhebung oder Aussetzung 
dieses Beschlusses oder eine Beschränkung seines Anwendungs­
bereichs zu erwirken. 

Artikel 4 

Die Kommission überwacht die Durchführung dieses Beschlus­
ses und unterrichtet den nach Artikel 31 der Richtlinie 
95/46/EG eingesetzten Ausschuss über relevante Erkenntnisse; 
dazu zählen auch Erkenntnisse, die sich auf die Feststellung in 
Artikel 1 dieses Beschlusses auswirken könnten, wonach die 
Republik Östlich des Uruguay ein angemessenes Schutzniveau 
im Sinne von Artikel 25 der Richtlinie 95/46/EG bietet, ferner 
Erkenntnisse, die darauf hindeuten, dass dieser Beschluss in dis­
kriminierender Weise angewandt wird. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um 
dem Beschluss binnen [drei Monaten] nach seiner Bekanntgabe 
nachzukommen.
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( 1 ) Stellungnahme 6/2010 zum Umfang des Schutzes personenbezoge­
ner Daten in der Republik Östlich des Uruguay, einzusehen unter 
http://ec.europa.eu/justice/policies/privacy/docs/wpdocs/2010/ 
wp177_en.pdf.
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Artikel 6 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 21. August 2012 

Für die Kommission 

Viviane REDING 
Vizepräsidentin 

ANHANG 

Zuständige Datenschutzbehörde gemäß Artikel 1 Absatz 2 dieses Beschlusses: 

Unidad Reguladora y de Control de Datos Personales (URCDP), 
Andes 1365, Piso 8 
Tel: +598 2901 2929 Int. 1352 
11.100 Montevideo 
URUGUAY 

Kontaktformular: http://www.datospersonales.gub.uy/sitio/contactenos.aspx 

Online-Beschwerden: http://www.datospersonales.gub.uy/sitio/denuncia.aspx 

Website: http://www.datospersonales.gub.uy/sitio/index.aspx
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